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Mitten imAllschwilerBachgraben
sollen abnächstemSommer rund
100 Schülerinnen und Schüler
Platz finden. Im Switzerland
Innovation Park (SIP) eröffnen
die Swiss International Schools
Schweiz (SIS) einen neuen
Standort, wie es in einer Medi-
enmitteilung heisst.

Für Kinder von vier bis zwölf
Jahren wird die SIS Basel-All-
schwil ab August Unterricht auf
Deutsch und Englisch auf Kin-
dergarten- und Primarstufen-
ebene anbieten. Der Switzerland
Innovation Park sei ein beliebter
Treffpunkt für grosse sowie klei-
nere Unternehmen, heisst es
weiter. Entsprechend fördere das
vielseitige Umfeld aktiv denAus-
tausch unter den Nutzenden.

5000 Schüler, 17 Standorte
Nach der Absolvierung der Pri-
marschule gibt es gemäss Medi-
enmitteilung dieMöglichkeit, an
die SIS Basel zu wechseln. Dort
können sowohl nationale als
auch internationale Bildungsab-
schlüsse erworben werden. Mit
der SIS Basel-Allschwil entsteht
derachte Standort in derSchweiz.
Zurzeit besuchen mehr als 5000
Schülerinnen und Schüler von
einheimischenwie auchvon glo-
bal mobilen Familien einen der
17 Schulorte in der Schweiz, in
Deutschland oder in Brasilien.

Neue Swiss International School
Allschwil Im Bachgraben soll der achte Schweizer Standort der privaten Ganztagesschule eröffnet werden.

Switzerland Innovation Park: Der Campus wurde von den Basler Architekten Herzog & de Meuron entworfen. Foto: David Walter

Das Sorgenbarometer 2023 hat
die steigenden Krankenkassen-
prämien zur grössten Angst der
Schweizer Bevölkerung erklärt.
Der Spitzenplatz erstaunt nicht:
Die Prämien haben sich in den
letzten 25 Jahren fast verdrei-
facht, und in wenigenWochen
soll der nächste Hammer
folgen. Nach einem Jahr der
massiven Teuerung bei Lebens-
mitteln, Energiekosten und
Mieten steht uns auch im
nächsten Jahr ein schmerz-

hafter Prämienanstieg von
voraussichtlich 8 bis 9 Prozent
bevor. Eine vierköpfige Familie
muss damit jährlich rund
1000 Franken mehr zahlen.
Wo sie das zusätzliche Geld
hernehmen soll, steht in den
Sternen. Unzählige Haushalte
werden mit ihren existenziellen
finanziellen Sorgen allein
gelassen.

Diese unhaltbare Situation ist
nicht gottgegeben, sondern das
Resultat von politischen
Entscheidungen.Während die
Prämien seit Jahren unnachgie-
big nach oben klettern, wurden
die Prämienverbilligungen in
den Kantonen zusammen-
gestrichen. Die Begründung
klingt dabei oft ähnlich:
Prämienverbilligungen und
Entlastungsmassnahmen seien
Pflästerlipolitik und Symptom-
bekämpfung, man müsse
stattdessen die Ursachen der
steigenden Gesundheitskosten
angehen.

Auf den ersten Blick mag das
nachvollziehbar klingen.
Pflästerlipolitik scheint wenig
nachhaltig, und reine Symp-
tombekämpfung löst das
Problem nicht. Doch in
Notlagen sind Pflaster oder
Verbände trotzdem nötig.
Schliesslich lassen wir die
Opfer eines Autounfalls auch
nicht einfach auf der Strasse
liegen und versprechen dafür,
am Unfallort eine Ampel aufzu-

stellen. Ursachenbekämpfung
und Symptombekämpfung
schliessen sich nicht aus.Wenn
der Notstand so gross ist,
braucht es beides.

Insbesondere weil alle
Versprechen, die Gesundheits-
kosten zu senken, bisher von
wenig Erfolg gekrönt waren.
Dies lässt sich teilweise mit
positiven gesellschaftlichen
Entwicklungen der letzten
Jahrzehnte erklären, die eng
mit den Gesundheitskosten
verknüpft sind. Die Lebens-
erwartung ist gestiegen, und
die medizinischen Behand-
lungsmöglichkeiten bei
chronischen Leiden haben
zugenommen. Das ist
erfreulich, kostet aber Geld.

Doch damit allein lässt sich der
rapide Kostenanstieg nicht
erklären. Die heutige Situation
ist auch das Resultat von
bewussten politischen
Entscheidungen. Dabei sind es
ausgerechnet jene, die
öffentlich am lautesten nach
Ursachenbekämpfung rufen
und Prämienverbilligungen
abschmettern, die eine
Senkung der Kosten seit Jahren
torpedieren.

Vor allem wenn es um die
Milliardenprofite der Pharma
oder anderer Grosskonzerne
geht, werden wichtige
Massnahmen konsequent von
rechts blockiert, obwohl eine

Einschränkung der Profit-
heischerei mit unseren
Prämien ein enormes
Einsparungspotenzial bietet.

Stattdessen nimmt die Abzocke
von Jahr zu Jahr zu und hat
insbesondere bei neuen medi-
zinischen Entwicklungen ein
absurdes Mass erreicht. Zahlen
aus Deutschland zeigen, dass
die durchschnittlichen
Packungspreise von neuen
Medikamenten innerhalb der
letzten fünf Jahre von circa
5000 Euro auf über 50'000
Euro angestiegen sind. Für
Privatpersonen sind die Kosten
für die neuste Generation an
Arzneimitteln damit schlicht
nicht mehr zahlbar, und für die
öffentlichen Gesundheits-
kosten sind die überrissenen
Preise eine enorme Belastung.

So kann es nicht weitergehen.
Doch eine tiefgreifende Verän-
derung ist bis heute nicht in
Sicht. Insbesondere vor diesen
düsteren Aussichten ist eine
Grundsatzdebatte über die
Verteilung der finanziellen Last
unerlässlich, denn die hohen
Kosten werden auch in den
kommenden Jahren unzählige
Haushalte an den Rand des
finanziellen Ruins treiben.

Für die Zukunft stehen dabei
zwei Pfade zur Auswahl: Wir
können denWeg der Solidarität
wählen oder das Problem noch
weiter ins Private abschieben.

Wohin die rechte Mehrheit will,
zeigt die Forderung von SVP-
Regierungsrätin Natalie Rickli,
die vor kurzem vorschlug, das
Krankenkassenobligatorium
abzuschaffen.Wer sich die
Prämien nicht leisten kann,
verliert das Recht auf medizini-
sche Grundversorgung oder
muss massive Schuldenberge
anhäufen. Sie zeichnet das Bild
einer Schweiz, in der Unfall-
opfer tatsächlich einfach liegen
gelassen werden könnten,
wenn sie arm sind.

Für mich ist klar: Das darf nicht
sein. Doch wenn wir nicht
intervenieren, dann drängen
wir unweigerlich in diese
Richtung.Wir brauchen eine
solidarische Finanzierung der
Kosten, wie sie die SP mit der
Prämieninitiative vorschlägt.
Die Initiative verlangt, dass kein
Haushalt mehr als 10 Prozent
des Einkommens für die Kran-
kenkassenprämien ausgeben
muss, der Rest soll solidarisch
durch Steuern finanziert
werden. Das Problem der
steigenden Gesundheitskosten
ist damit nicht gelöst, aber
unzählige Familien und Perso-
nen mit tiefen Einkommen sind
ihre grösste Sorge los.

Prämienentlastung jetzt!
Das Leben wird in allen Bereichen teurer. Nun sollen auch die Kosten für die Gesundheitskosten steigen.
Damit ärmere Menschen dabei nicht auf der Strecke bleiben, müssen solidarischeWege gefunden werden.

Ronja Jansen
SP-Landrätin und
BaZ-Kolumnistin

Jansen pur
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Drummeli schrumpft
ab 2025
Basel Ab 2025 machen jährlich
nurnoch 12 anstattwie bis anhin
18 Fasnachtscliquen am Drum-
meli mit. Das teilte das Basler
Fasnachts-Comité gestern in
einerMedienmitteilungmit.Man
habe sich nach einer Befragung
aller Stammcliquen sowie dem
sorgfältigen Abwägen aller Vor-
und Nachteile zu diesem Schritt
entschieden. Das Comité ist für
dieOrganisationderVorfasnachts-
veranstaltung zuständig. (and)

S-Bahn kollidiert
mit Betonplatte
Riehen Am Samstagnachmittag
ist die S6 zwischen Basel SBB
und Zell im Wiesental (D) in
Riehen mit einer auf dem Gleis
liegenden Betonplatte kollidiert.
Das bestätigten die SBB auf
Anfrage. Es sei ein Sachschaden
entstanden. Personen seien zwar
nicht verletztworden, doch habe
der Lokführer einen Schock er-
litten. Wiedie«BadischeZeitung»
berichtet, hat sich bereits Ende
August einige Kilometer nördlich
in Deutschland ein ähnlicher
Vorfall ereignet. (ssc)

Nachrichten

Centralbahnplatz Das Bundesge-
richt ist auf eine Beschwerde des
Täters der Hammer-Attacke auf
dem Basler Centralbahnplatz
nicht eingetreten. Der an einer
paranoiden Schizophrenie lei-
dendeMannhatte ein Gesuch um
Entlassung aus derHaft gestellt.

Der Beschwerdeführer schlug
im Juni 2022mit einemHammer
auf den französischen Zentral-
bankchef François Villeroy de
Galhau ein und verletzte diesen
schwer. Das Strafgericht des
Kantons Basel-Stadt kam in sei-
nemUrteil imMärz zumSchluss,
dass der Mann schuldlos eine
versuchte vorsätzliche Tötung
begangen habe. Es ordnete des-
halb eine stationäre psychiatri-
sche Therapie an.

Mit demUrteil verlängerte das
Strafgericht die Sicherheitshaft,
wie aus einem gestern veröffent-
lichtenUrteil des Bundesgerichts
hervor geht. Diese wurde in der
Folge nochmals verlängert. Das
vom Inhaftierten gestellte Gesuch
umEntlassung lehnte die Basler
Justiz ab, weil Wiederholungs-
gefahr besteht.

Das Bundesgericht ist auf
die Beschwerde des Betroffenen
nicht eingetreten, weil sie den
gesetzlichenErfordernissen nicht
entspricht. Insbesondere setzte
sich derMannnichtmit denAus-
führungen zur Wiederholungs-
gefahr auseinander. Er bestreitet,
der Täter zu sein. Vielmehr habe
eine hinter ihm gehende Person
die Tat begangen. (and)

Urteil 7B_332/2023 vom 24.8.2023

Hammer-Attacke:
Täter muss
in Haft bleiben

die neue LIGHT LAMM
WENDE MODE 23//24
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Zahnimplantate und Kronen
aus einer Hand:
1) Zeitersparnis
2) Nachhaltige Behandlung
3) Klare Kommunikation
4) Kosteneffizienz
Jetzt nach Rabatt fragen!
ABA Aeschenplatz Zahnklinik
061 226 60 00

Warum zu drei
Zahnärzten gehen?
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Julia Konstantinidis

«Vielleicht sieht man die Alpen»,
sagt Roland Manser und lässt
den Blick auf das Nachbarhaus
schweifen. Jahrelang kämpfte er
gemeinsammit anderenMietern
unddemBaslerMieterinnen- und
Mieterverband (MV) gegen die
Massenkündigung, welche die
BewohnerderbeidenHochhäuser
am Schorenweg 2019 erhielten
und derenTotalsanierungvoran-
ging. Nun blicktManservomBal-
kon seiner Ersatzwohnung auf
sein eigentliches Zuhause. Vor
zwei Jahren ist er hierher umge-
zogen,weil sein Haus umgebaut
wurde.

Heute zieht der 78-Jährige
zurück an die alteAdresse, Scho-
renweg 22.Die Bereitstellung der
Übergangswohnung und eine
pauschale Umtriebsentschädi-
gung für Mieter übernahm die
Credit Suisse – die Liegenschaf-
ten gehören einem Immobilien-
fonds der Grossbank, die kürz-
lich von der UBS übernommen
wurde.Auf dasVorgehen einigte
man sich laut Beat Leuthardt
vom Basler MV nach intensiven
Verhandlungen und als Zuge-
ständnis dafür, dass dieMietpar-
teien alle Einsprachen gegen die
Totalsanierung zurückzogen.

Zurück in der saniertenWoh-
nung, zahlt Manser zwar mehr
Miete als zuvor, aberweniger als
Neumieter. «53 Prozent höher als
bisherwird dieMiete sein», rech-
netManser in seinerÜbergangs-
wohnung aus.Dass erbeimRück-
zug auf eigenen Wunsch in ein
höheres Stockwerk einzieht als
zuvor – von der 5. in die 15. Etage
–, schlägt sich zusätzlich in der
neuen Miete nieder.

«Die jetzige Lösung ist
ein fairer Kompromiss»
Fürviele der oft älterenMieterin-
nen und Mieterwar die Massen-
kündigung eine Hiobsbotschaft,
und nur wenige waren stark ge-
nug, sich dagegen zuwehren. Seit
2019 führte man zähe Verhand-
lungen, die durch mehrere Ins-
tanzen und an die Substanz der
Kläger gingen:Manserweiss von
drei Bewohnerinnen, die sich
während dieser Zeit das Leben
nahmen. 2021 hättemanvordem
Verwaltungsgericht noch einmal
gegen die Sanierung prozessie-
renmüssen, das hätte einweite-
res Jahr inAnspruch genommen.
Doch die verbliebenen fünfMiet-
parteien – darunterManser–wa-
ren zu müde, um den Kampf
weiterzuführen,undnahmendas
mittlerweile vierte Angebot der
Eigentümer an.

«Die jetzige Lösung ist ein
fairer Kompromiss», sagt er.
Manser ist zwar enttäuscht, dass
man das angestrebte Ziel – die
Verhinderung der Totalsanie-
rung – nicht erreicht hat. Jetzt
überwiegt aber die Freude dar-
über, dass er wieder in seine
angestammte Wohnumgebung
ziehen kann, schliesslich lebt er
seit 1974 an derselben Adresse.

«Es hätte sich für die anderen
Leute auch gelohnt», sagt er. Er
wisse von ehemaligen Mietern,
die sich nicht an den Einspra-
chen beteiligt und auf eigene
Faust eine andere Lösung ge-

sucht hätten. «Es gibt einige, die
unglücklich sind. Sie hätten
einfachmitmachenmüssen», so
Manser. Bald wird auch das
zweite Hochhaus saniert: «Der
Baustart der zweiten Etappe,
Schorenweg 30/32, ist auf An-
fang November 2023 geplant»,
schreibt Andreas Kern von der
Credit Suisse aufAnfrage.Gemäss
der Projektwebsite startet die
Erstvermietung dieserWohnun-
gen im Sommer 2024, und geht
alles nach Plan, werden sie im
Sommer 2025 bezogen.

Am Schorenweg 20/22 sind
84 der 98 Wohnungen auf den
16 Etagen bereits vermietet und
werden vonNeumietern ab dem
1. Oktober bezogen. Je weiter
oben die Unterkunft, desto höher
auch die Miete. Liegt diese für
eine 80 Quadratmeter grosse
3,5-Zimmer-Wohnung im Erd-
geschoss bei 1890 Franken, be-
zahlt man im 13. Stock und mit
82 Quadratmetern 2280 Fran-
ken.Mieter,welche die Geschich-
te hinter den Schoren-Hochhäu-

sern nicht kennen, können sich
wohl mit diesen Preisen an-
freunden, denn schaut man sich
vergleichbare Angebote in Basel
an, schlagen die Preise für die
Wohnungen am Schorenweg
nicht übermässig nach oben aus.

Beat Leuthardt aber, damals
Leiter des Rechtsdienstes und
heute Senior Consultant beim
Mieterverband, kritisiert das Pro-
jekt nach wie vor heftig: «Es ist
eine völlig unsinnige Sanierung.
Sie dient grossmehrheitlich dazu,
Rendite zu erhöhen, um über-
höhte neue Anfangsmieten ein-
zuholen.»

Zweifel an den Aussagen
der Eigentümerin
Diesem Argument widerspricht
man aufseiten der Eigentümer:
«Wir hatten zu frühererGelegen-
heit gesagt, dass die Rendite
nach der Sanierung tiefer sei als
vor der Sanierung.DieseAussage
giltweiterhin», schreibt Kern auf
Anfrage. Detailangaben zu der
Rendite von den Liegenschaften

in den Immobilienportfolios gibt
die CS aber nicht frei.

Das Thema Rendite bei Mie-
ten beschäftigt derzeit auch die
Bundespolitik: Die SP- und die
Grünen-Fraktion des National-
rats beantragten gestern, am ers-
ten Tag er Herbstsession, eine
ausserordentliche Session zum
Thema Mieten. Unter anderem
sollen Vorstösse besprochen
werden, die etwa Mieterhöhun-
gen verhindernwollen oder ver-
unmöglichen wollen, dass Im-
mobilienfirmen unzulässig hohe
Renditen erzielen.

Manser, selbst ehemaligerCS-
Banker, hat jedenfalls Zweifel an
denAussagen der Eigentümerin.
Er sei beileibe kein Sozialist, aber
man solle die Leute nicht für
dumm halten. Mit seinen Zwei-
feln ist er nicht allein. Leuthardt
präzisiert: «Wir sagen nicht, dass
das Abzocker sind oder Speku-
lanten.Aberwir kritisieren, dass
man das gesamte Mietsegment
heraufsetzt um50 Prozent.Woh-
nungen, die vorher okay waren,
sind jetzt weg», so Leuthardt.
Und mit ihnen ein Grossteil der
ehemaligenMieterschaft: «Es ist
ein Auswechseln der Kaufkraft-
schicht. Mit dem Wohnschutz-
gesetz wäre das nicht möglich
gewesen», sagt Leuthardt.

Da hat erwohl recht, denn im
Abstimmungskampf über die
Wohnschutzinitiative, die im
November 2021 angenommen
wurde, waren die Vorgänge bei
denbeidenSchoren-Hochhäusern
gewichtigeArgumente.AmScho-
renweg 20/22,wo aus den frühe-
ren 2- und 3-Zimmer-Wohnun-
gen 2,5- und 3,5-Zimmer-Woh-
nungen gemacht wurden, setzt
sich laut der Credit Suisse die
neue Mieterschaft vor allem aus
Singles jeglichen Alters und
jungen Paaren zusammen.Viele
Mieter – überwiegend älteren

Jahrgangs – aus der Zeit vor der
Sanierungwerden nicht zurück-
kehren. Von ursprünglich 196
Mietparteien in beidenHochhäu-
sern, entsprechend gut 300 Per-
sonen, werden insgesamt elf
ehemalige Mietparteien wieder
in ihreWohnungen ziehen.

Die Küche wurde
zum Schlafzimmer
Und diese haben sich deutlich
verändert, wie ein Augenschein
beim Besichtigungstermin für
die Journalistin vor Ort zeigt.
Auch Roland Manser ist mit da-
bei und staunt schon im Haus-
eingang, der nun ebenerdig be-
gehbar ist und die Bewohnermit
einem Entree in Rot empfängt.

In der fertig eingerichteten
3,5-Zimmer-Musterwohnung,die
ehemals in drei Zimmerund eine
abgeschlossene Küche aufgeteilt
war, wird die einschneidendste
Veränderung schnell offensicht-
lich: Aus der Küche wurde ein
Schlafzimmer, und der Balkon
davor wurde zurückgebaut. Da-
durch gewannmanmehr Fläche
für das neue Schlafzimmer.

Im Wohnzimmer wurde die
Wand zum benachbarten Raum
durchbrochen, eine Küchenzeile
eingebaut und das so vergrösser-
te Zimmer zum offenen Wohn-
und Essbereich umgestaltet.

Manser ist zwar vom neuen
Glanz beeindruckt, in dem die
Wohnung erstrahlt.Von der neu-
en Raumaufteilung hält er aller-
dings nicht viel. «Wenn es nach
mir ginge, wäre die Küche wei-
terhin geschlossen, aber da kann
man nichts machen», meint er,
und kurz flammt eineDiskussion
mit den Immobilienvertretern
darüber auf, was sich Mieterin-
nen undMieter heutzutagewün-
schen. Manser steht in dieser
neuenWohnweltmit seinerMei-
nung auf verlorenem Posten.

Vier Prozessjahre, drei Todesfälle, zwei
Totalsanierungen und ein Neuanfang
Hochhäuser am Schorenweg 20/22 Die Totalsanierung ist beendet und damit auch der Kampf um den Erhalt der einst
günstigenWohnungen. Roland Manser, der dagegen vorging, steht vor der Rückkehr an seine neue alte Adresse.

Roland Manser blickt von seiner temporären Wohnung auf die sanierte Liegenschaft am Schorenweg 20/22. Foto: Nicole Pont

Offenes Raumkonzept: In der total sanierten Liegenschaft ist
die Küche in das Wohnzimmer integriert worden. Foto: Kostas Maros

Nachruf Fredy Prack Im Jahr 1987
nahm die Basler Mittwoch-
Gesellschaft (BMG) ein erstesMal
Abschied von Fredy Prack. Es
galt, dem scheidenden Cliquen-
künstler zu danken, der über
20 Jahre lang nicht nurdie Later-
ne gemalt, sondern auch die Fas-
nachtszüge gestaltet hatte. Nun,
36 Jahre später, gilt es, endgültig
Adieu zu sagen; in der Nacht auf
den 3. September ist FredyPrack
nach längerer Krankheit in sei-
nem 84. Altersjahr gestorben.

Geboren und aufgewachsen ist
FredyPrack in Riehen,direkt hin-
ter derDorfkirche.Als Bubwollte
er, wie er sagte, «Künstler oder
Buur» werden und ging statt in
denKindergarten hin undwieder
mit den Kühen auf die Weide.
Doch da der Familie Land fehlte,
entschied er sich für den Beruf
des Grafikers und er bildete sich
dazu in Basel, Biel und Mailand
aus. Zusammen mit René Beuret
führte er jahrzehntelang ein
Grafikatelier, bevor sich dieWege
der beiden trennten. Einige sei-
ner grafischen Arbeiten haben
grossen Wiedererkennungswert
– beispielsweise die Signete des
Basel Tattoo und des Top Secret
Drum Corps oder die Gestaltung
des Nordtangente-Tunnels.

Plakate, Humor undMozart
Privat legte er eine grosse Pla-
katsammlung an und hörte gern
gemeinsammit seiner Partnerin
Heidi Dederding Musik von
Mozart. FredyPrackwar auch ein
geselliger Mensch und hatte die
grosse Gabe, seine Umgebung
mit humorvollen Geschichten in
seinen Bann zu ziehen.

Die Fasnacht – für sie undmit
ihr lebte FredyPrack. In der BMG
lernte er trommeln, gab später
selber Trommelunterricht und
gehörte in seiner Clique zu den
bestenTambouren. Später sollte
dieses Trommelfieber ihn auch
dazubewegen,die SwissMariners
mitzugründen, einen schweize-
rischen Ableger derAncient Ma-
riners Connecticut, die das ame-

rikanischeTrommelnundPfeifen
pflegen. Und bis zum Schluss
prägte er die Fasnachtmit seiner
Laternenmalerei. Inbewunderns-
wertemMasse verstand er es, auf
den über drei Meter hohen Lam-
pen das Kleine mächtig und auf
Kopflaternchen das Grosse zart
wirken zu lassen.

Mehr als zwei Jahrzehnte
stellte er diese Könnerschaft in
denDienst derBMG; spätermalte
er mit demselben Feu sacré die
Laternen derAlte Richtig und der
Sans Gêne. Daneben liess er
Fasnachts- und Schnitzelbank-
helgen entstehen, gestaltete und
illustrierte Fasnachtsbücher. Er
entwarf 1996 die Fasnachtspla-
kette und schuf 1994 für die BaZ
im Rahmen ihrer Fasnachtsbe-
richterstattung drei Titelbilder.

Und: Erkreierte fürdas Schnit-
zelbank-Comité, in dessenReihen
er 1972 berufen wurde, seit 1984
alljährlich die Plakette für die
Comité-Schnitzelbänke.DieAus-
gabe 2024, seine nun letzte,wird
an ihn erinnern.

Dominik Heitz

Er lebte für die
Basler Fasnacht

In Riehen geboren:
Fredy Prack.


